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Vernehmlassung zum Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare 
vom 18. Juni 2004 (PartG): Revision/Anpassung kantonaler Erlasse; Inkrafttreten des 
Partnerschaftsgesetzes 

Sehr geehrte Frau Dr. Reusser 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir äussern uns zu Ihrer Anfrage betreffend das Inkrafttreten des Partnerschaftsgesetzes gerne wie 

folgt: 

 

Die Einführung des Partnerschaftsgesetzes wird Anpassungen bei einer Vielzahl kantonaler Gesetze 

und Verordnungen erforderlich machen. Dies gilt namentlich für die meisten Erlasse, welche in irgend 

einer Form auf den Zivilstand der Rechtsunterworfenen Bezug nehmen. Der Zeitbedarf für die not-

wendigen gesetzgeberischen, aber auch informatikseitigen Arbeiten in unserem Kanton lässt eine 

Inkraftsetzung des Partnerschaftsgesetzes vor dem 1. Januar 2007 nicht zu. Sollte sich zeigen, dass 

die Anpassungen auf kantonaler Ebene nicht bis zu diesem Termin abgeschlossen werden können, 

würden wir den Bundesrat rechtzeitig um eine Verschiebung der Inkraftsetzung ersuchen. 
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